
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Post-Jugend gegen 
Rechts 
JAV-Bundeskonferenz der Deutschen 
Post AG

Das UNESCO-Welterbe 
Zeche Zollverein in Essen 
bietet eine beeindrucken-
de Industriekulisse. Genau 
der richtige Ort um das 
125-jährige Bestehen der 
Industriegewerkschaft 
Bergbau, Chemie, Ener-
gie zu feiern. Aus ganz 
Deutschland kamen am 
19. September rund 30.000 Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter zum Mitgliederfest nach Es-
sen. Für den Kumpelverein waren der Vorsitzende 
Giovanni Pollice und Referent Mark Haarfeldt vor 
Ort. Neben einem vielfältigen kulturellen Rah-
menprogramm ging es vor allem um politische 
Botschaften, um die gewerkschaftlichen Kernthe-

men: den Einsatz für gute Arbeit und soziale Ge-
rechtigkeit. Aber im Lichte der jüngsten Entwick-
lungen standen auch die menschlichen Werte 
stärker denn je im Vordergrund: Solidarität mit 
den Flüchtlingen, das Miteinander in Vielfalt und 
der Kampf gegen jede Form von Ausgrenzung. So 
stand der Auftakt des Mitgliederfestes im Zeichen 
interreligiöser Verständigung. Vertreter verschie-
dener Religionsgemeinschaften überbrachten ihr 
Grußwort. Edi Glänzer, stellvertretende Vorsitzen-
de der IG BCE, unterstrich das Motto der gemein-
samen Veranstaltung: „Wir als IG BCE stehen ein 
für Frieden, Gerechtigkeit und Toleranz!“ Der ein-
setzende Nieselregen bei der offiziellen Eröffnung 
am Mittag durch den Vorsitzenden Michael Vassili-
adis tat der Festtagsstimmung keinen Abbruch. Zu 
Tausenden standen die IG-BCE-Mitglieder vor der 
Hauptbühne, auf der auch die Ministerpräsiden-
tin des Landes Nordrhein-Westfalen, Hannelore 
Kraft, vertreten war. Dass die Werte der Gewerk-
schaft, den Schwächeren zu helfen, für alle Men-
schen gelten, sei nicht nur ein Ideal der IG BCE, 
sondern auch Handlungsauftrag, betonte Micha-
el Vassiliadis in seiner Rede. Er rief die Mitglieder 
auf, an der IG-BCE-Spendenaktion für Flüchtlinge 
teilzunehmen. Am Ende des Tages gingen 125.000 
Euro an Spenden ein, weitere 125.000 stellt die 
IG BCE als Aktionsbudget für die Gewerkschafts-
untergliederungen vor Ort bereit. Als Zeichen der 
Verständigung und des Sich-Kennenlernens nah-
men am Mitgliederfest auch 30 syrische Flüchtlin-
ge aus dem Bezirk Dortmund-Hagen teil. Darüber 
hinaus hat die IG BCE ganz praktische Schritte un-
ternommen, um den Flüchtlingen den Einstieg in 
das Arbeitsleben zu erleichtern. Gemeinsam mit 
dem Bundesarbeitgeberverband Chemie wurde 
das Ausbildungsprojekt „Start in den Beruf“ für 
junge Flüchtlinge erweitert. Es sollen zusätzlich 
125 neue Ausbildungsplätze geschaffen werden. 
„Nach 125 Jahren ist das eine neue Offensive der 

Anfang Oktober fand  
in Hagen die jährli-
che Bundeskonferenz 
der Jugend- und Aus-
zubildendenvertre-
tung der Deutschen 

Post AG statt. Neben den spezifischen The-
men rund um die Ausbildung ist auch der 
gesellschaftspolitische Aspekt, das Enga-
gement für ein vielfältiges Miteinander und 
gegen Rassismus eine fest verankerte Säule 
der Konferenz. Für die „Gelbe Hand“ war die 
Geschäftsführerin Dr. Klaudia Tietze vor Ort, 
um mit den Jugendlichen in den Austausch 
zu kommen. Sandor Kocsis, Referent beim 
Konzernbetriebsrat und Moderator der JAV-
Konferenz, hält die stetige Auseinanderset-
zung mit diesen Themen für notwendig: „Be-
wegungen wie Pegida, Legida und generell 
Menschen rechter Gesinnung dürfen wir das 
Feld nicht überlassen! Wir sind eine bunte 
Mischung an Nationalitäten im Weltkonzern 
der Deutschen Post – das stärkt unsere inne-
re Verbundenheit zur Vielfalt. Aber auch aus 
historischen Gründen heraus müssen wir die 
Geschichte immer wieder erzählen und sie 
an der Gegenwart spiegeln, damit sich die 
Geschichte niemals wiederhole.“

Mitmenschlichkeit“, unter- 
strich der Vorsitzende und 
machte deutlich: „Bei uns 
gibt es keinen Platz für 
Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus!“ Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft be-
tonte, dass auf die Solida-
rität in dieser Gesellschaft 
Verlass sei und dankte den 

zahlreichen ehrenamtlichen Helfern sowie der IG 
BCE für ihr Engagement in der Flüchtlingshilfe. 
Die IG-BCE-Jugend Nordost setzte sich an ihrem 
Aktionsstand mit Ressentiments in der Gesell-
schaft auseinander. Auf ihrem „Vorurteils-Stuhl“ 
konnten die Mitglieder selbst erproben, wie tief 
Vorurteile teilweise verankert sind und wie man 
sie entkräftet. Der Vorsitzende der „Gelben Hand“ 
Giovanni Pollice gratuliert der IG BCE und betont 
deren stetigen Einsatz im Kampf gegen Rassis-
mus: „Die IG BCE ist eine weltoffene, vielfältige Ge-
werkschaft, die sich immer klar, deutlich und laut 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus posi-
tioniert hat. Und das oft in guter Zusammenarbeit 
mit der ‚Gelben Hand‘. Ich kann nur sagen: Weiter 
so!“  Mehr Impressionen zu dem Mitgliederfest 
gibt es im Netz unter: www.igbce.de 

Im Zeichen der Menschlichkeit 
125 Jahre IG BCE – Großes Mitgliederfest auf der Zeche Zollverein in Essen 
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"Wir als IG BCE stehen ein für Frie-
den, Gerechtigkeit und Toleranz"

Edi Glänzer, stellvertr. Vorsitzende IG BCE

Macht mit!
Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 2015/16

Die Bewerbungsphase für den 
Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 
läuft! Die Jugend ist wieder 
aufgerufen, mit einem Wettbe-
werbsbeitrag ein kreatives Zei-
chen gegen Rassismus und für 
ein solidarisches Miteinander 
zu setzen! Angesprochen sind 
die Gewerkschaftsjugenden, 
Schülerinnen und Schüler an 
Berufsschulen/-kollegs und 

alle jungen Auszubildenden aus Betrieben und 
Verwaltungen. Einsendeschluss für die Wettbe-
werbsbeiträge ist der 15. Januar 2016. In der Dar-
stellungsform sind der Kreativität keine Grenzen 
gesetzt: egal ob Fotocollage, Video oder eine Akti-
on vor Ort – alles ist erlaubt! Für den diesjährigen 
Wettbewerb setzt sich auf Seiten der Politik der 
brandenburgische Ministerpräsident Dr. Dietmar 
Woidke als Schirmherr für den Kumpelverein ein. 
Von Seiten der Gewerkschaften hat der Vorsitzen-
de der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Oliver Mal-
chow, die Schirmherrschaft übernommen. Lasst 
uns gemeinsam ein Zeichen setzen - gegen Rassis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremis-
mus! Infos zur Anmeldung und Einsendung der 
Beiträge findet ihr im Netz unter: http://www.gel-
behand.de/setz-ein-zeichen/wettbewerb-aktuell/

DIE GELBE HAND
WETTBEWERB 2015/16
Aktiv gegen Rassismus und 
Rechtsextremismus in der Arbeitswelt

Organisatorisches
Wer kann mitmachen?
Teilnehmen können Gewerkschaft sjugend, Schülerinnen und 
Schüler an Berufsschulen/-kollegs und alle Jugendlichen, die 
sich derzeit in einer beruflichen Ausbildung befinden – aus 
dem ganzen Bundesgebiet. Ebenfalls teilnehmen können 
Beschäft igte aus Betrieben und Verwaltungen. Zum Beispiel: 
Azubis eines Jahrgangs mit ihren Ausbilderinnen und Ausbil-
dern, Klassenverbände an Berufsschulen und überbetrieb-
lichen Ausbildungszentren mit ihren Lehrerinnen und Lehrern, 
Arbeits- und Projektgruppen an Berufsschulen, in Betrieben 
und Verwaltungen, Jugend- und Ausbildungsvertretungen 
(JAV), gewerkschaft liche Gruppen oder Initiativen.

Welche Beiträge werden gesucht? 
Gesucht werden Beiträge, die im Jahr 2015 (bis 15. Januar 
2016) entstanden sind und bei keinem Wettbewerb prämiert 
wurden. Die Darstellungsform ist frei. 

Was ist bei den Urheberrechten zu beachten?
Die Teilnehmenden versichern, dass sie über alle Rechte am 
eingereichten Beitrag verfügen und der Beitrag frei von Rech-
ten Dritter ist sowie bei der Darstellung von Personen keine 
Persönlichkeitsrechte verletzt werden. Weitere Infos zum 
Urheberrecht enthalten unsere Teilnahmebedingungen.

In welcher Form soll der Beitrag eingereicht werden?
Der Beitrag ist in Original und in elektronischer Form (z.B. 
abfotografiert als jpg oder als PDF-Datei auf CD oder per 
E-Mail) einzureichen. Mit dem Beitrag ist das ausgefüllte 
Anmeldeformular einzureichen. 

Wer entscheidet?
Die Gewinnerinnen und Gewinner des Wettbewerbes werden 
durch eine Jury ermittelt.

Preisverleihung
Die feierliche Preisverleihung findet im März 2016 in Potsdam 
statt. 

Teilnahmebedingungen
Die vollständigen Teilnahmebedingungen, alle Infos zur 
Einsendung, die Anmeldeformulare usw. findet Ihr unter: 
www.gelbehand.de/wettbewerb
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Wer sind wir?
Wir, der Verein der Gewerkschaft en Mach‘ meinen Kumpel nicht 
an! – für Gleichbehandlung, gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus e.V., treten für gleiche Rechte für alle ein. Seit der 
Gründung vor fast 30 Jahren engagieren wir uns gegen Fremden-
feindlichkeit, Rassismus und Rechtsextremismus. Damit ist 
unser Verein eine der ältesten antirassistischen Organisationen 
in Deutschland. Unser Schwerpunkt liegt in der aufklärenden 
und präventiven Tätigkeit. Wir unterstützen Jugendliche und 
Erwachsene in ihrem sozialen und politischen Engagement 
gegen Rassismus und für ein interkulturelles miteinander.

Wettbewerb „Die Gelbe Hand“
Bereits zum 10. Male schreiben wir den Wettbewerb „Die Gelbe 
Hand“ aus. Wir rufen Euch dazu auf, Beiträge für Gleichberech-
tigung, gegen Ausgrenzung, Rassismus und Rechtsextremismus 
in der Arbeitswelt einzusenden.

Macht mit und beteiligt Euch!

Mach‘ meinen Kumpel nicht an! – für Gleichbehand-
lung, gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus e.V.

Hans-Böckler-Straße 39 / 40476 Düsseldorf
Tel.: 0211 – 43 01-193 / Fax: 0211 – 43 01-134
E-Mail: info@gelbehand.de / Web: www.gelbehand.de
Facebook: www.facebook.de/gelbehand

Der diesjährige Wettbewerb wird unterstützt von:

Vorsitzender des Kumpelvereins Giovanni 
Pollice, zusammen mit Michael Vassiliadis, 
IG-BCE-Vorsitzender, und NRW-Ministerprä-
sidentin Hannelore Kraft.



Er trägt es immer am Revers, das Logo der „Gel-
ben Hand“. Jörg Radek, stellvertretender Bun-
desvorsitzender der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) und Fördermitglied des Kumpelvereins, 
setzt auf diese Weise stets demonstrativ und öf-
fentlich ein Zeichen gegen Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit. In einem exklusiven Interview 
für unser Magazin erklärt er, vor welchen Her-
ausforderungen die Polizei in der momentanen 
Flüchtlingssituation steht, wo in der Vergangen-
heit Fehler gemacht wurden und auf welche Wer-
te es in der Gesellschaft ankommt. 

Ganz Deutschland steht vor einer großen 
Aufgabe: Über 800.000 Menschen, die vor 
Krieg, Not und Hunger fliehen, werden bei 
uns Schutz suchen. Wo liegen die struktu-
rellen und organisatorischen, aber auch die 
menschlichen Herausforderungen für die Po-
lizei aus Sicht der GdP? 
Ich will zunächst auf die menschliche Heraus-
forderung eingehen: Die Begegnung mit dem 
Leid, dem Elend der Menschen. Oft ist die Poli-
zei die erste Adresse für die Flüchtlinge. Das ist 
eine große Verantwortung, der wir uns bewusst 
sind und gerne stellen. Wir begegnen den Men-
schen mit Respekt, auch über den polizeilichen 
Auftrag hinaus. Wir machen das menschlich 
Nötige. Wenn eine Großfamilie zu uns kommt, 
dann haben wir beispielsweise Spielzeug bereit 
für die Kinder. Es gab zahlreiche private Sam-
melaktionen für Kleidung und Babysachen, so 
dass das mittlerweile fast strukturell verankert 
ist. Organisatorisch lastet vieles auf der Polizei 
und auch auf der Verwaltung, für die ich auch 
eine Lanze brechen will. Das liegt aber ganz 
klar an den Personaleinsparungen der letzten 
Jahre. Die Personalstärke war so schon kaum 
ausreichend, jetzt kommt ein Migrationsdruck 
hinzu. Das Problem sind die Sparmaßnahmen, 

„Die Polizei steht auf der Seite der Menschenrechte“
Interview mit Jörg Radek, stellvertretender Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei 

dafür sind nicht die Flüchtlinge verantwortlich! 
Seit Jahren beklagen wir den Personalmangel, 
beispielsweise an der Grenze zu Österreich. 
Jetzt wird entgegengesteuert, es ist positiv, 
dass die Politik reagiert, aber in der Vergangen-
heit wurden unsere Mahnungen ignoriert. 

In den vergangenen Wochen wurden Fälle 
bekannt, bei denen es in einigen Unterkünf-
ten zu Auseinandersetzungen und Schlä-
gereien zwischen Flüchtlingen kam. Es gab 
auch Verletzte. Wo siehst du die Ursachen 
und was kann getan werden, um die Lage zu 
entspannen?
Wir müssen deutlich erkennen, dass die Ur-
sache für die Aggressionen in der räumlichen 
Enge liegt. Die Flüchtlingsunterkunft in Braun-
schweig ist für 750 Personen ausgelegt, da sind 
mittlerweile 4.000 Menschen untergebracht. 
So schaffen wir Rahmenbedingungen für die 
Aggressionen, das ist menschlich klar. Da 
reicht oftmals eine Banalität, auf dem Weg zur 
Toilette oder an der Essensausgabe. Eine Lö-
sung, eine Maßnahme der Prävention, könnte 
es sein, die Menschen nach ethnischen oder 
religiösen Zugehörigkeiten erst einmal räum-
lich zu trennen. Viele kommen traumatisiert 
aus dem Bürgerkrieg, wir müssen verhindern, 
dass Konflikte sich organisatorisch verfestigen. 
Aber ganz klar: Der Auslöser ist die räumliche 
Enge aufgrund der Überbelegung. Die Lage 
muss entkrampft werden durch mehr Unter-
bringungsmöglichkeiten. 

Als die Stadt Heidenau auf Grund rechts-
extremer Krawalle vor einem Flüchtlings-
heim ein generelles Veranstaltungsverbot 
ausgegeben hatte, von dem auch ein Will-
kommensfest für die Flüchtlinge betroffen 
gewesen wäre, hast du dies als „Kniefall vor 
dem Mob“ bezeichnet und klar Stellung be-
zogen. Denn auf der einen Seite erleben wir 
eine große Willkommenskultur und Solidari-
tät mit Flüchtlingen, auf der anderen gibt es 
vermehrt rechtsextreme, rassistische Über-
griffe. Wie geht die GdP damit um? 
Als Gewerkschafter habe ich da gar keine Zwei-
fel: Die Menschenwürde ist unantastbar. Und 
zwar eines jeden Menschen, egal welcher Her-
kunft, Nationalität oder Religion er angehört. 
Darüber hinaus ist die Versammlungsfreiheit als 
Ausdruck der Meinungsfreiheit ein hohes Gut. 
In Heidenau wurde zuerst das Willkommensfest 
bei den Behörden angemeldet. Dagegen hatte 
ein Mob etwas. Eine Gefährdung bestand da-
rin, dass die Versammlungsfreiheit für Gewalt 
missbraucht werden sollte. Unsere Aufgabe ist 
es als Polizei das Recht durchzusetzen. „Per-
sonalnotstand“ darf da nicht gelten. Anders, 
als in Hamburg eine rechte Demonstration aus 
Gründen der Sicherheit abgesagt wurde. Da 

gab es eine Gefahrenprognose. Aber nicht beim 
Willkommensfest in Heidenau. Es wird häufig 
vergessen, dass gerade die Versammlungsfrei-
heit unter Inkaufnahme der Schädigung für die 
eigene Gesundheit von meinen Kolleginnen 
und Kollegen durchgesetzt wird. Bei den Aus-
schreitungen zuvor in Heidenau war die Polizei 
unterbesetzt, sodass die primäre Aufgabe darin 
bestand, das Flüchtlingsheim zu schützen. Da-
bei wurde die Strafverfolgung vernachlässigt, 
im Vordergrund stand der Schutz der Flücht-
linge. In der Öffentlichkeit dringt dann immer 
nur durch, die Polizei würde auf der einen oder 
anderen Seite stehen – die Polizei steht auf der 
Seite der Menschenrechte.

Wie kann eine noch effizientere Strafverfol-
gung der rechten Gewalttäter gewährleistet 
werden? 
Für eine effiziente Strafverfolgung brauchen wir 
die nötigen Instrumente. Wir als GdP begrüßen 
ausdrücklich, dass der Tatbestand der Hasskri-
minalität nun endlich eingeführt wurde. Das ist 
ein starkes Signal. Das ermöglicht den Gerich-
ten, den Hass aus weltanschaulichen Gründen 
besonders zu verurteilen. Die Polizei kann dafür 
die Hinweise liefern, die dann zu einer schärfe-
ren Bestrafung führen. 

Du persönlich trägst den Anstecker mit der 
„Gelbe Hand“ stets am Revers, auch deine 
Gewerkschaft ist in diesem Bereich aktiv. 
Ganz konkret: Wie sieht euer Engagement im 
Kampf gegen Rassismus aus? Was werdet ihr 
in Zukunft tun, um Rassismus und Rechtsex-
tremismus entschieden entgegenzutreten? 
Letztes Jahr haben wir als GdP den Auftakt un-
sere Kampagne „Kein Platz für Rassismus“ ge-
meinsam mit der „Gelben Hand“ gemacht, als 
wir mit Schülerinnen und Schülern aus Pots-
dam ein deutliches Zeichen gegen Rassismus, 
Hass und Gewalt gesetzt haben. Das war ein 
starkes Signal und muss nun fortgeschrieben 
werden. Wichtig ist aber, dass der Mensch als 
Individuum stets Position bezieht. Hier geht es 
um die elementaren Werte in der Gesellschaft 
– um Respekt und Menschenwürde. Vor allem 
Respekt gegenüber den Schwächeren in der 
Gesellschaft. Jeder muss Position beziehen am 
Stammtisch, in der Kaffeerunde, unter Freun-
den und deutlich für die Werte eintreten, die 
die Gesellschaft zusammenhalten. Als Christ 
sehe ich die Menschenwürde als Ausdruck der 
Nächstenliebe, man kann auch sagen: Acht-
samkeit im Umgang miteinander. Diese Werte 
müssen wir täglich leben. 

Das Video zur Auftaktveranstaltung der Kampa-
gne „Kein Platz für Rassismus – Gegen Hass und 
Gewalt“ gibt es unter: https://www.youtube.
com/watch?v=SnOUcoxPN20

Jörg Radek, stellvertr. Vorsitzender der GdP. 
Quelle: GdP/Hagen Immel

https://www.youtube.com/watch?v=SnOUcoxPN20
https://www.youtube.com/watch?v=SnOUcoxPN20


Der Kölner Jugendchor St. Stephan und die 
Berliner Band Voca You eröffneten den ver.di 
-Bundeskongress vor den rund 1.000 Delegier-
ten in der Messe Leipzig mit dem Lied: „Men-
schen sind bunt und nicht braun.“ Ein Motto, 
das sich durch die Eröffnung, aber auch durch 
die gesamte Kongresswoche ziehen sollte. Die 
Botschaft des Songs war der Wunsch nach ei-
ner Gesellschaft ohne Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus. „Das passt zu uns“, bestätigte auch 
Frank Bsirske, der wiedergewählte Vorsitzen-
de der Dienstleistungsgewerkschaft. Das passt 
auch zum Kumpelverein, der durch den Vorsit-
zenden Giovanni Pollice, die Geschäftsführerin 
Dr. Klaudia Tietze und Referent Mark Haarfeldt 
mit einem Infostand anwesend war. Es konnten 
viele gute Gespräche geführt sowie konkrete Ver-
abredungen über eine stärkere Zusammenarbeit 
getroffen werden. Ein Grußwort überbrachten 
bei der Eröffnung auch die Kanzlerin Angela Mer-
kel sowie der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann. 

Neben den inhaltlichen Positionen und Anträgen 
zur Flüchtlingsthematik, tat sich die ver.di Jugend 
besonders durch aktives, tatkräftiges Engage-
ment im Rahmen des Bundeskongresses hervor. 
So besuchten sie ein in der Nähe der Messehalle 
gelegenes Flüchtlingsheim, brachten den Men-
schen Wasser und Lebensmittel und tauschten 
sich mit den Flüchtlingen aus, wobei diese auf 
die miserable Unterbringungssituation in der 
Erstaufnahmestätte hinwiesen. Dies brachten die 
Jung-Verdianerinnen und -Verdianer auch beim 
Kongress ein und erreichten, dass zwei Flücht-
linge auf dem Kongress sprechen durften, um 
ihre Lage zu schildern. „Solidarität endet nicht 
an den Grenzen. Wir sehen Flüchtlinge als Kol-
leginnen und Kollegen – das ist ein Gebot der 
Menschlichkeit“, bekräftigt Jan Duscheck, ver.di-
Bundesjugendsekretär. Daraufhin wurde auf dem 
Kongress eine Resolution verabschiedet, bei der 
die sächsische Landesregierung aufgefordert wird, 
die Unterbringung zu verbessern. Darüber hinaus 
verkauften die Jugendlichen in der Kongresswo-
che Armbändchen mit der Aufschrift „Refugees 
Welcome“. Die Einnahmen aus der Spendenakti-

Der Leipziger Oberbürgermeister Burkhard Jung 
wies auf das Flüchtlingsheim in der Nähe der 
Messehalle hin, wo 1.900 Menschen aus Syrien, 
Afghanistan und anderen Ländern untergebracht 
seien: „Egal woher diese Menschen kommen und 
welchen Antrieb sie haben, ob wirtschaftlich, po-
litisch oder sonstwie verfolgt, sie brauchen und 
verdienen unsere Hilfe.“ Diese Grundhaltung 
wurde auch in den zahlreichen gesellschaftspoli-
tischen Anträgen beim ver.di-Kongress deutlich. 
Im Leitantrag zur Flüchtlingspolitik forderten die 
Delegierten einen grundsätzlichen Wandel weg 
von der europäischen Abschreckungspolitik hin 
zu einer echten Willkommenskultur und einer 
guten Sozialpolitik. Dafür müsse der Bund für 
eine ausreichende finanzielle Ausstattung sor-
gen. In einem Antrag der ver.di Jugend sprachen 
sich die Delegierten dafür aus, noch mehr Auf-
klärungsarbeit gegen jede Form von Faschismus 
und Nationalismus zu betreiben und sich aktiv zu 
engagieren. Darüber hinaus bekräftigte der Kon-
gress die Forderung nach einem Verbot rechter 
Parteien und Organisationen, insbesondere der 
NPD. Die rechtspopulistische Argumentation der 
AfD stehe laut Beschluss den politischen Grund-
sätzen der Gewerkschaft diametral entgegen. Es 
gelte die AfD zu „demaskieren“ und ihr entgegen-
zutreten. Insgesamt ging vom 4. Bundeskongress 
ein starkes Zeichen aus: Beim Kampf gegen Ras-
sismus ist auf ver.di Verlass.

Bad Salzdetfurth ist mehr als nur ein schöner 
Kurort in Niedersachsen. Das liegt vor allem an 
den zahlreichen Menschen, die sich für Vielfalt 
und gegen Rassismus engagieren. Ende Au-
gust organisierte die Stadt ein Friedendfest für 
Flüchtlinge, bei dem auch der Kumpelverein 
eingeladen war. Vorgestellt wurden die Aktivi-
täten der „Gelben Hand“ durch aktive Förder-
mitglieder des Kumpelvereins Tetiana Khmi-
levska und Martin Sieber. Die Bande zwischen 
der Kurstadt und dem Kumpelverein wurde 
aber schon Anfang des Jahres geknüpft: die 
Integrierte Gesamtschule Bad Salzdetfurth 
gewann beim letzten Wettbewerb „Die Gelbe 
Hand“ den Sonderpreis Niedersachsen. Auf 
Initiative der Auszubildenden Michel Pape bil-
deten die Schülerinnen und Schüler der IGS 
damals eine Menschenkette als Zeichen der 
Solidarität mit den Flüchtlingen. Ebenfalls er-
freulich: Auch der erste Bürger der Stadt ist ein 
Fördermitglied des Kumpelvereins: Henning 
Hesse, hauptamtlicher Bürgermeister eines 
weltoffenen Bad Salzdetfurth. 

Aufgrund der wachsenden fremdenfeindlichen 
Tendenzen haben der Betriebsrat der DB Zeit-
arbeit und die EVG-Betriebsgruppe beschlos-
sen, die Antirassismus-Arbeit des Kumpelver-
eins finanziell zu unterstützen und so einen 
Beitrag zu politischen Bildung zu leisten: „Es 
erfüllt uns zunehmend mit Sorge, dass Brand-
sätze auf Flüchtlingsheime geworfen werden, 
dass es in diesem Land Gruppierungen gibt, die 
Ängste schüren, um so Anhänger für ihre – aus 
unserer Sicht rechtsradikalen – Ansichten auf 
ihre Seite zu ziehen. Dazu sagen wir klar nein“, 
heißt es unter anderem in ihrer Stellungnahme. 
Der Kumpelverein widmet sich verstärkt mit In-
itiativen, Workshops und Veranstaltungen der 
Flüchtlingsthematik und baut den Kampf ge-
gen Rassismus weiter aus. 

on kommen den Flüchtlingen zu Gute. Doch die 
Hilfe und Unterstützung für Flüchtlinge stelle nur 
einen Strang ihres Engagements dar, so Dusch-
eck weiter. Denn während der Kongresswoche in 
Leipzig zogen wieder die Rechtspopulisten und 
Rechtsextremen von Legida durch die Straßen. 
Mit einer Delegation nahm die ver.di Jugend an 
der Gegendemonstration teil, um ein deutliches 
Zeichen gegen rassistisches, menschenverach-
tendes Gedankengut zu setzen. Jan Duscheck 
sieht in diesen Aktivitäten das Selbstbild der  
ver.di Jugend: „Beide Stränge stehen exemplarisch 
für unsere Einstellung: Hilfe und Solidarität für die 
Schwächeren und klare Kante gegen Rechts!“ 

Stärke. Vielfalt. Zukunft.
4. ver.di-Bundeskongress vom 20. – 26. September in Leipzig 

Pro Flüchtlinge, gegen Rechts 
Aktionen der ver.di Jugend rund um den Bundeskongress 

Engagierte Kurstadt 
Gelbe Hand beim Friedensfest in Bad 
Salzdetfurth 

EVG unterstützt 
„Gelbe Hand“
Politische Bildung fördern

Giovanni Pollice, Vorsitzender Gelbe Hand, und neues Förder-
mitglied Wolfgang Pieper, Mitglied im ver.di Bundesvorstand. 

Die Gelbe Hand an der Seite der Flüchtlinge in 
Bad Salzdetfurth.
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnte der Verein „Mach meinen Kumpel nicht an!“ 
neue Fördermitglieder gewinnen. An dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkom-
men und bedanken uns sehr für ihre Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finan-
zielle und ideelle Unterstützung!
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch durch 
eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, 
durch aktives Eintreten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich 
abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung 
ausgestellt. Wir sind für jeden Beitrag dankbar! 

Vielen Dank
Giovanni Pollice, Vorsitzender

 

„Als Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter stärken wir 
Freiheit, Demokratie und 
Solidarität. Auch außerhalb von 
Betrieben und in ländlichen 
Räumen zeigen  wir Präsenz!“  

 
Robert Feiger, Bundesvorsitzender IG BAU 

 

 

Projekthintergrund 
Im strukturschwachen ländlichen Raum machen 
sich zunehmend "demokratiefreie" Zonen breit. 
Zivilgesellschaftliche Akteure sind unzureichend 

präsent oder vernetzt. Dadurch wird ein Raum 
geschaffen, in dem demokratisches Engagement 

geschwächt wird. Dies äußert sich z.B. in subtilen 
neuen Formen von Menschenfeindlichkeit und 

rechtsextremem Denken. Diese finden gerade in 
ländlichen Regionen immer mehr Zustimmung. 

Auch neue Formen der Ansiedlung und   
Aktivitäten von Rechten und Populisten sind zu 

beobachten. 

 

„Für mehr Demokratie und 
Courage in unseren Branchen, so 
lautet schon lange das Motto 
unserer Mitmachgewerkschaft  
IG BAU. Mit diesem Projekt 
begleiten wir effektiv das 
Engagement unserer Aktiven!“ 
 
 

Carsten Burckhardt, Bundesvorstand IG BAU  

 

 

Schwerpunkt 
Gerade als GewerkschafterInnen dürfen wir davor 
nicht die Augen verschließen. Wir wollen 
Mitmachscouts in den ländlichen Regionen für die 
Organisation gewinnen. Somit nehmen wir teil an 
einem Bündnis starker Zivilgesellschaften, deren 
Werte keinen Platz für menschenfeindliche 
Weltanschauungen ermöglichen. Darum werden im 
Projekt Berater qualifiziert, um rechten Parolen und 
Demokratiefeindlichkeit entgegenzutreten: Die 
Mitmachscouts, die mit Hilfe unserer IG BAU 
agieren. Sie werden im Umfeld der Mitgliederbüros 
der IG BAU eingesetzt.  

 
 
 

 

Umsetzung: 
Das Projekt hat drei Ebenen 

 

Weiterbildung 
Wir wollen Teams in den IG BAU-Strukturen 
der neuen Bundesländer aufstellen und sie als 
Mitmachscouts ausbilden. Folgende Inhalte 
werden angeboten:  

→ Basisinformationen über lokalen 
rechtsextreme Aktivitäten 

→ Wanderbewegungen und Vielfalt in 
der Arbeitswelt  

→ Prävention und Handlungsstrategien 
für den Umgang mit Rechts  

 

Begleitung 
Die individuelle Begleitung der Teams wird im 
Projekt gewährleistet und durch die 
Koordinierungsstelle ermöglicht. 

Austausch / Netzwerk 
Austauschseminare ermöglichen den Aufbau 
von Netzwerken in- und außerhalb der           
IG BAU, z.B. mit lokalen Partnerverbänden 
und Vereinen.   
 

Wir stärken somit die Präsenz der IG BAU im 
demokratisch-politischen Raum: 

aktiv – stolz – selbstbewusst 

Ausbildungsreport 2015

studie

www.jugend.dgb.de /ausbildung

„Mitmachscouts“ – Für mehr 
Toleranz und Solidarität 
Projekt der IG BAU gegen Rechtsextremismus in Ost-
deutschland 

Rassismus und Rechtsextremismus sind keine 
ostdeutschen Phänomene – dennoch schei-
nen sie im Osten stärker ausgeprägt. Mit dem 
Kooperationspartner des PECO-Instituts will 
die IG BAU im ostdeutschen Raum demokra-
tische Strukturen stärken und rechtsextremes 
Gedankengut bekämpfen. Ziel ist es, durch 
eine Multiplikatoren-Ausbildung der aktiven 

Kolleginnen und Kollegen der IG BAU zu sogenannten „Mitmach-
scouts“, Teams fit zu machen, die lokal auf Bezirksebene gegen rechtes 

Gedankengut vorgehen. „Wir brauchen Menschen mit Fachkenntnis, 
vor Ort, auf den Baustellen, die Augen und Ohren offen halten, wenn 
sich rechte Umtriebe breit machen“, sagt Jörg Weißgerber vom PECO-
Institut. In Trainings werden Argumentationshilfen erarbeitet, wobei 
lokale schon existierende Netzwerke mit ihrer Erfahrung einbezogen 
werden. Gerade Bezirksjugend- und Jugendsekretäre sollen als „Mit-
machscouts“ aktiviert werden. Geplant sind drei Workshops. Der erste 
findet vom 20. – 22. November in Berlin statt. 
Weitere Informationen gibt es auf der Facebook-Seite: www.facebook.
com/Mitmachscouts

Broschüre des Monats 
Ausbildungsreport 2015 

Zum zehnten Mal erschien im September der 
jährliche Ausbildungsreport der DGB-Jugend. 
Er liefert einen Überblick über die Ausbildungs-
situation in Deutschland. Der thematische 
Schwerpunkt der Studie lag dieses Mal auf den 
Auszubildenden mit Migrationshintergrund – 
mit teilweise besorgniserregenden Befunden. 
So haben junge Migrantinnen und Migranten 
größere Schwierigkeiten, einen Ausbildungs-
platz zu finden, und landen seltener in ihrem 
Wunschberuf. Zudem sind sie überproportional 
in schlechter bewerteten Ausbildungsberufen 

vertreten. Haben sie dann einen Ausbildungsplatz gefunden, wird mehr 
als jede fünfte Auszubildende mit Migrationshintergrund (22,4 %) auf-
grund der Herkunft oder Staatsangehörigkeit diskriminiert. Für Florian 
Haggenmiller, DGB-Bundesjugendsekretär und verantwortlich für den 
Ausbildungsreport, sind diese Zustände nicht tragbar: „Wir brauchen 
eine Reihe von Integrationsmaßnahmen: dazu gehört eine umfassende 
und individuelle Berufsorientierung, anonymisierte Bewerbungsverfah-
ren, sensible Ausbilderinnen und Ausbilder die Diskriminierung erken-
nen, thematisieren und entsprechend handeln. Nicht zuletzt muss in 
Schulen und Betrieb die Präventionsarbeit gegen Diskriminierung und 
Vorurteile vorangebracht werden.“ 
Die Broschüre zum Download oder zum Bestellen gibt es auf der 
Homepage der DGB-Jugend unter: http://jugend.dgb.de/meldungen/
ausbildung/++co++17b94d5c-5148-11e5-8415-525400808b5c
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